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Beratungsfolge Datum Behandlung Zuständigkeit 
    

Dienstberatung OB 23.06.2025 nicht öffentlich Vorberatung 

Hauptausschuss 24.06.2025 öffentlich Vorberatung 

Stadtrat 25.06.2025 öffentlich Entscheidung 
    

 

 

Beschlussvorschlag 

 

Gegen den Bescheid des Thüringer Landesverwaltungsamtes vom 13.06.2025 (Az.: 5090-240-

1442/19) bezüglich der Beanstandung des Beschlusses des Stadtrates zur Drucksache 0048/21 

wird kein Rechtsbehelf (keine Klage) eingelegt. 

 

 

 

 

23.06.2025, gez. i. V. Langguth   
Datum, Unterschrift 

 

  

 

01 Dezernat Oberbürgermeister 

   Der Oberbürgermeister 

Titel der Drucksache: 

Beanstandungsverfahren zum 

Stadtratsbeschluss zur Drucksache 0048/21 - 

Informationspflicht personelle Situation der 

Ämter 

 

Drucksache 1671/25 
 

Stadtrat 

Entscheidungsvorlage 

 

öffentlich 
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Nachhaltigkeitscontrolling x Nein  Ja, siehe Anlage Demografisches Controlling x Nein  Ja, siehe Anlage 

Finanzielle Auswirkungen x Nein  Ja → Nutzen/Einsparung  Nein  Ja, siehe Sachverhalt 

  ↓ Personal- und Sachkosten (in EUR) /  

Personalkosteneinsparung (in VbE) 

Deckung im Haushalt  Nein  Ja Gesamtkosten  EUR 

   ↓ 
 

 2025 2026 2027 2028 

Verwaltungshaushalt Einnahmen  EUR  EUR  EUR  EUR 

Verwaltungshaushalt Ausgaben  EUR  EUR  EUR  EUR 

Vermögenshaushalt Einnahmen  EUR  EUR  EUR  EUR 

Vermögenshaushalt Ausgaben  EUR  EUR  EUR  EUR 

 

  Deckung siehe Entscheidungsvorschlag 

 

Fristwahrung 

 Ja x Nein 

 

 

Anlagenverzeichnis 

Anlage 1 – Bescheid des Thüringer Landesverwaltungsamtes (TLVwA) vom 13.06.2025 

 

 

 

 

Sachverhalt 

Der Stadtrat hat in seiner Sitzung am 28.04.2021 unter dem Tagesordnungspunkt 7.40 zu der 

Drucksache 0048/21 folgenden Beschluss gefasst: 

 

" 01 

Die Stadtverwaltung wird beauftragt, dem Ausschuss für Soziales, Arbeitsmarkt und 

Gleichstellung einmal im Quartal Bericht über die personelle Situation im Amt für Soziales, im 

Gesundheitsamt und in der Ausländerbehörde schriftlich zu berichten.  

 

 02 

Dem Bericht sind folgende anonymisierte Angaben beizufügen: Soll- VbE und Ist VbE, Stand 

aktuelle Stellenausschreibungen, Angaben zum Krankenstand uns sonstige relevanten 

Anmerkungen. 

 

03 

Die Berichterstattung beginnt im Quartal 02/2021." 

 

Bereits in der Stellungnahme zur Drucksache 0048/21 wird auf die Rechtswidrigkeit der 

Angelegenheit hingewiesen, sollte der Stadtrat einen entsprechenden Beschluss fassen. 
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Aussetzung der Vollziehung 

 

Der Vollzug des Beschlusses wurde ausgesetzt und dem Stadtrat mehrfach die Möglichkeit 

gegeben, den rechtswidrigen Beschluss aufzuheben, vgl. § 44 ThürKO. 

 

Zunächst erfolgte dies mit Drucksache 0837/21 - Beanstandung des Beschlusses zur Drucksache 

0048/21 - Informationspflicht personelle Situation der Ämter. Diese Drucksache wurde 

mehrheitlich (17 Ja-, 25 Nein-Stimmen) abgelehnt.  

 

Nachdem die Rechtsaufsichtsbehörde hierüber unterrichtet wurde und selbst zur Einschätzung 

der Rechtswidrigkeit des Beschlusses kam, wurde der Stadtrat mit Drucksache 0573/23 - 

Beanstandung des Beschlusses zur Drucksache 0048/21 "Informationspflicht personelle Situation 

der Ämter" – Aufhebung – erneut aufgefordert, den rechtswidrigen Beschluss aufzuheben. Dem 

folgte der Stadtrat abermals nicht (16 Ja-, 17 Nein-Stimmen bei 7 Enthaltungen). Auch über diese 

Entscheidung wurde die Rechtsaufsichtsbehörde informiert.  

 

Nunmehr stellt das Thüringer Landesverwaltungsamt mit Bescheid vom 13.06.2025 (Az.: 5090-

240-1442/19) fest: „Der Beschluss des Stadtrates zur Drucksache 0048/21 vom 29.04.2021 

bezüglich einer Informationspflicht über die personelle Situation der Ämter ist rechtswidrig.“ 

 

Gegen diesen Bescheid kann innerhalb einer Frist von einem Monat nach Bekanntgabe Klage beim 

Verwaltungsgericht Weimar eingelegt werden. Der Stadtrat wird hierüber mit dieser Drucksache 

in Kenntnis gesetzt. Die Eilbedürftigkeit der Angelegenheit ergibt sich in Bezug auf den 

beschriebenen Fristablauf (18.07.2025) und der Tatsache, dass die nächste reguläre 

Stadtratssitzung am 17.09.2025 vorgesehen ist.  
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